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Protokollierung

A

Offentlicher Teil

Eroffnung, Bekanntgabe nicht anwesender Ratsmitglieder, Feststellung der ord-
nungsgemiiflen und rechtzeiticen Einberufung sowie der Beschlussfihigkeit

Biirgermeisterin Opladen eroffnet die Sitzung und stellt fest, dal der Hauptauschuf3
ordnungsgeméil und rechtzeitig einberufen wurde sowie beschlufahig ist.

Als Unterlage fiir heutige Sitzung benennt sie die Einladung vom 2911.2001 mit den
beigefiigten Vorlagen. Die Vorlagen 472/ 2001 und 738/ 2001 (zu Top A 7), 594/
2001 (zu Top A 8), 750/ 2001 (zu Top A 13) und 723/ 2001 (zu Top A 14) sind der
Einladung nicht beigefiigt, sondern denjenigen der Fachausschiisse zu entnehmen.

Genehmigung der Niederschrift aus der vergangenen Sitzung
- offentlicher Teil -

Die Niederschrift wird genehmigt.

Bericht iiber die Durchfiihrung der Beschliisse aus der Sitzung vom 30.10.2001
- offentlicher Teil -

Unter Hinweis auf den Durchfiihrungsvermerk zu Punkt 15 (Antrag ihrer Fraktion
vom 08.10.2001 zum Mobilfunk) bedauert Frau Ryborsch, da3 dem Hauptausschuf3
die Informationen, die dem Finanz- und Liegenschaftsausschufl vorlagen, nicht auch
zur Kenntnis gegeben wurden. Sie fragt an, ob dies nachgeholt werden konne.

Biirgermeisterin Opladen sichert zu, dal diese Informationen der Niederschrift als
Anlage beigefligt werden.

Mitteilungen der Biirgermeisterin

Besichtigung der Gewerbegebiete

Biirgermeisterin Opladen weist auf die am 13.12.2001 stattfindende Besichtigung der
Gewerbegebiete in Bergisch Gladbach hin. Treffpunkt sei um 13:30 Uhr vor dem
Eingang des Ratskellers Bensberg. Die Mitglieder des Hauptausschusses und des Fi-
nanz- und Liegenschaftsausschusses seien von Herrn Orth hierzu eingeladen worden.



17.2

Einzelhandelsprojekte der Investoren Becker und Hahn in der Innenstadt Ber-
ogisch Gladbach

und

Antrag der SPD vom 26.11.2001, der Stadtplaner Dr. Jansen moge in der Sit-
zung des Hauptausschusses am 11.12.2001 sein Gutachten zur Stadtvertriglich-
Kkeit der zwei projektierten Einkaufszentren in der Stadtmitte erliutern

Herr Freese regt an, die Punkte 5 und 17.2 gemeinsam zu behandeln.
Hiertiber besteht Einvernehmen.

Herr Freese begriiBit, da3 durch die beiden Projekte Bewegung in die Neugestaltung
der Innenstadt komme. Die Verwaltung habe in ihrem Schreiben vom 31.10.2001
darauf hingewiesen, dal} beide Projekte im Sinne der Empfehlungen von Dr. Jansen
zu lberarbeiten seien. Der Investor Hahn habe zugesagt, dies bereits bis Ende De-
zember zu leisten. Dessen Projekt sei insbesondere hinsichtlich der verkehrlichen
ErschlieBung zu liberdenken, da es ansonsten als zentrenschidlich eingestuft werden
miisse. Eine Insellage sei unbedingt zu vermeiden. Hinsichtlich des Sortimentes sei
ebenfalls sicherzustellen, dal3 dieses nicht zentrenschidlich sei, d. h. zum Verweilen
und zu weiteren Einkdufen in der Innenstadt einlade. Er verweist auf das negative
Beispiel des ,,Strundeparks*.

Die SPD- Fraktion sei iiberrascht iiber die bislang geringe Resonanz aus dem Bereich
der Einzelhidndler. Die Geschéftsleute der ,, Griinen Ladenstralle “ seien durch die
Verwaltung iiber das Projekt des Investors Hahn, insbesondere dessen Erschliefung,
zu informieren. Er verweist auf eine Priifung zweier ortsansdssiger Rechtsanwilte,
nach der der zwischen der Stadt und dem Investor geschlossene Vertrag hinféllig sei.
Fiir die Platzgestaltung enthalte der Haushalt immer noch drei Millionen DM. Auf der
anderen Seite werde dringend jeder Betrag benotigt.

In seiner modifizierten Form sei auch das Projekt des Investors Becker nicht mehr
negativ zu beurteilen. Insbesondere verfiige es iiber eine giinstige Verkehrsanbin-
dung. Zudem konne es zu einer Belebung der unteren Hauptstrale beitragen.

Auf Nachfrage von Biirgermeisterin Opladen hélt er eine Berichterstattung von Dr.
Jansen im Hauptausschufl auch weiterhin fiir sinnvoll. Die solle geschehen, bevor
einem oder beiden Objekten griines Licht gegeben werde. Da letztendlich die Politik
entscheide, miisse Dr. Jansen noch einmal gehort werden. Der Antrag seiner Fraktion
sei daher zwar fiir die heutige Sitzung, nicht jedoch grundsitzlich erledigt.

Biirgermeisterin Opladen kiindigt an, gleichwohl iiber den Antrag abstimmen lassen
zu wollen.

Frau Ryborsch hélt es fiir sinnvoll, die beiden Projekte aufeinander abzustimmen und
zu verwirklichen. Sowohl im Bereich des S-Bahnhofs als auch des Driescher Kreuzes
miisse etwas getan werden. Wenn es schon einen Investor fiir den Bereich der unteren
Hauptstralle gebe, solle man dessen Angebot nutzen. Der jetzige Inhalt des Projektes
von Herrn Hahn entspreche nicht mehr dem geschlossenen Vertrag, da ein Kino nicht
zur Ausfiihrung gelange. Sie mdchte wissen, welche Position die Verwaltung heute in
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Bezug auf den seinerzeit vereinbarten Kaufpreis fiir das Grundstiick einnehme. Dieser
sei unter Hinweis auf eine mangelnde Rentabilitit des Objektes bewullt niedrig ange-
setzt worden. Mit Blick auf die Haushaltslage miisse hier nachverhandelt werden. Sie
mochte wissen, ob es fiir die notwendigen Gespriache mit den beiden Investoren be-
reits einen Zeitrahmen gebe.

Herr Buchholz weist darauf hin, daBl beide Investoren ihre Projekte bis zum
31.12.2001 zu iiberarbeiten hitten. Man miisse abwarten, was dann prisentiert werde.
Die Stadt konne sich gliicklich schitzen, das derartige Vorhaben angedacht werden.
Die CDU- Fraktion favorisiere zur Zeit weder das eine noch das andere. Vielleicht
lasse sich eine Situation erreichen, die allen Beteiligten gerecht werde. Er sehe kein
Problem darin, zum gegebenen Zeitpunkt Dr. Jansen in der Sache anzuhdren.

Stadtbaurat Schmickler erwartet von beiden Investoren bis zum 31.12.2001 {iberar-
beitete Bauvorlagen. Dies sei zugesagt worden. Das weitere Vorgehen werde vom
Inhalt der neuen Bauvorlagen abhiangen. Er konne zum heutigen Zeitpunkt keine Ga-
rantie dafiir abgeben, dall auf der Grundlage der neuen Pline eine Fortfiihrung des
Verfahrens moglich sei. Die Verwaltung werde die Politik unterrichten, wenn das
Ergebnis einer Uberpriifung der neuen Bauvorlagen feststehe. Von dessen Inhalt wer-
de abhingen, ob der Gutachter erneut einzubinden sei und dem Hauptausschuf3 vor-
trage. Dies konne ggf. mit den Fraktionen abgestimmt werden.

Herr Dr. Miege ist nicht damit einverstanden, daB3 die Verwaltung die Ausarbeitung
neuer Pline veranlaBBt und erst danach das Abstimmungsverfahren mit der Politik ein-
leitet. Die Ausfiihrungen von Stadtbaurat Schmickler stiinden im Gegensatz zu den
Aussagen unter 1. des Schreibens vom 31.10.2001 (Seite 13 der Einladung). Nicht
nur werde inzwischen die gleichzeitige Errichtung von beiden Projekten fiir mdglich
gehalten, auch bei der angedachten Verkaufsfliche gebe es eine groBBe Diskrepanz.
Sinnvoll sei es, zundchst den Gutachter zur Verkaufsfliche zu befragen.

Stadtbaurat Schmickler entgegnet, im Schreiben vom 31.10.2001 seien lediglich die
Empfehlungen des Gutachters fiir das weitere Vorgehen dargestellt worden. Diese
hitten unter bestimmten Rahmenbedingungen gestanden, wodurch nicht automatisch
eine andere Vorgehensweise ausgeschlossen wurde. Die Verwaltung habe ihr weite-
res Vorgehen durchaus an den Empfehlungen orientiert. Allerdings sei der Gutachter
bei seiner Beurteilung von zwei Zentren mit wesentlich hoherer Verkaufsfldche aus-
gegangen. Vor diesem Hintergrund habe sein Urteil nur lauten konnen, die Vorhaben
nicht gleichzeitig zu errichten. Die Auswirkungen auf den Einzelhandel hingen auch
von den jeweiligen unterzubringenden Sortimenten ab. Es komme nunmehr darauf an,
wie die Investoren bei ihren Umplanungen die Verkaufsfliche und den Branchenmix
regelten. Nicht alle Sortimente seien automatisch zentrenschidigend. Zudem werde
sich schon aus dem jeweiligen Rahmen der Projekt-Realisierung ein zeitlicher Ver-
satz ergeben. Wenn alle diese Informationen vorligen, sei die erneute Einbindung des
Gutachters sinnvoll.

Frau Ryborsch betont nochmals die Notwendigkeit von Nachverhandlungen mit dem
Investor Hahn.

Biirgermeisterin Opladen ist nicht bereit, in 6ffentlicher Sitzung auf Details des Ver-
trages einzugehen. Auf Wunsch werde jedoch den Fraktionsvorsitzenden die rechtli-
che Problematik eingehend erldutert.



Fiir Herrn Orth hatte vor allem die vom Investor Becker geplante Tiefgarage das Kas-
kade-Projekt aufgewertet. Durch den Wegfall dieser Garage miisse das Projekt unter
ganz neuen Gesichtspunkten bewertet werden. Unverstdndlich sei fiir ihn, weshalb
der Investor Hahn von der Verwaltung immer noch favorisiert werde. Dieser habe
sich bislang nicht als der serioseste Partner erwiesen. Er bittet darum, daf3 die rechtli-
che Qualitdt des Vertrages im nichtdffentlichen Teil dargestellt wird.

Biirgermeisterin Opladen teilt die Auffassung von Herrn Orth beziiglich des Investors
Hahn nicht. Sowohl Herr Becker als auch Herr Hahn hétten Grundstiicke in der
Stadtmitte und konnten daher zu deren Gestaltung einen wertvollen Beitrag leisten.
Sie werde in Offentlicher Sitzung nicht zum Vertrag Stellung beziehen, dies jedoch
gerne gegeniiber einem ausgewihlten Kreis tun.

Herr Freese ist damit einverstanden, dal Herr Dr. Jansen eingeladen wird, wenn die
modifizierten Unterlagen der Investoren vorliegen und durch die Verwaltung bewer-
tet wurden. Eine Abstimmung {iber den Antrag seiner Fraktion eriibrige sich damit.

Es besteht Einvernehmen, so zu verfahren.

Schiilerticket:
Sachstandsbericht

Herr Waldschmidt kiindigt die Ablehnung der Ziffer 3 des BeschluBvorschlages
durch die SPD- Fraktion an. Das SchiilerTicket habe nur dann eine Chance, wenn das
Solidarmodell konsequent vollzogen werde. Vor diesem Hintergrund habe der Haupt-
ausschul die Abnahmequote, die Voraussetzung fiir eine Aufnahme der jeweiligen
Schule in das Modell ist, bewuBlt heruntergesetzt. Es habe aufgrund dessen eine grofie
Zunahme der Anmeldungen gegeben, auch an Schulen, die bislang nicht am Solidar-
modell partizipieren. Mehrere Schulen stiinden kurz vor dem Erreichen des Quorums.
Eine Revidierung der bisherigen Regelung durch Ziffer 3 stelle einen Wortbruch dar.
Zudem entstehe unter den Schulen eine Ungleichbehandlung, die kaum vermittelbar
sei. Insgesamt besteht die Gefahr, dal unter den Benutzern und Interessenten des
SchiilerTickets eine Unsicherheit resultiere, die letztendlich den Erfolg verhindere.
Die bisherigen Investitionen seien dann umsonst.

Herr Dr. Kassner bewertet das SchiilerTicket als einen Erfolg. Dies bedeute jedoch
nicht, daB3 die Stadt dasselbe auf Dauer subventionieren miisse. Dies gelte vor allem
vor dem Hintergrund der angespannten Haushaltslage. Das sich abzeichnende Defizit
konne nicht stindig abgedeckt werden. Er beantragt, aus Ziffer 1 des Beschluf3-
vorschlages das Wort ,, zustimmend * zu streichen. Die Ziffern 2, 3 und 4 seien un-
verdndert zu beschlieBen. Ein Vorgriff auf den Haushalt 2002 sei im vorliegenden
Falle nicht moglich.

Frau Ryborsch lobt die Aktivititen der Stadtverkehrsgesellschaft in Bezug auf die
Einfihrung und die Vermarktung des SchiilerTickets. Der Antrag von Herrn Dr.
Kassner sei ein deutlicher Schritt zuriick. Werde das Ticket unter der Voraussetzung
einer Gleichbehandlung aller Schulen zu einem verniinftigen Preis angeboten, erledi-
ge sich das Defizit auf Dauer von selbst. Die angedachten Beschliisse wiirden sich
verheerend auswirken. Sie bittet darum, Ziffer 3 nicht zu beschlieBen, sondern bis
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zum Ende des Schuljahres abzuwarten. Sie sei liberzeugt, dal bis dahin die Abnah-
mequote so gro3 werde, dall das Ticket flichendeckend zu einem verniinftigen Preis
eingefiihrt werden konne. Sie empfiehlt, die im Haushaltsplan enthaltenen 3 Mio. DM
fiir die Platzgestaltung im Bereich des S-Bahnhofs mit fiir den Ausgleich des Defizits
einzusetzen.

Stadtkdmmerer Kotulla weist darauf hin, dem Hauptausschuf3 gegeniiber bereits seine
Bedenken gegen die Finanzierung des SchiilerTickets geduBert zu haben. Das not-
wendige Geld sei weder im Haushalt noch im Wirtschaftsplan der Stadtverkehrsge-
sellschaft enthalten. Die von Frau Ryborsch benannten 3 Mio. DM fiir die Platzgestal-
tung seien fiir eine Finanzierung nicht heranziehbar, da es sich um einen Haushaltsti-
tel handele, der in die Riicklage iiberfiihrt werde. Es bleibe abzuwarten, wie teuer
letztendlich die Neugestaltung im Bereich der Stadtmitte werde. Der beim SchiilerTi-
cket erreichte Stand stehe nicht zur Disposition, es gehe lediglich um die angestrebte
Ausweitung. Diese sei absolut nicht vertretbar. Bereits jetzt miiiten in 2002 250 bis
300.000 DM im Haushaltsplan fiir das Ticket eingestellt werden.

Herr Dr. Miege fiihrt aus, daf3 in Kiirze lediglich drei Schulen das festgelegte Quorum
erreichen. Fiir Thn sei die Glaubwiirdigkeit ausschlaggebend. Es miisse moglich sein,
den zusitzlichen Betrag zumindest voriibergehend bereitzustellen.

Biirgermeisterin Opladen betont, daf} die bereits vergebenen Tickets nicht angetastet
werden. Es konnten aber das Nicolaus-Cusanus-Gymnasium, die Realschule Im Klee-
feld und die Hauptschule Im Kleefeld nicht zusitzlich in das Solidarmodell aufge-
nommen werden. Das hieraus entstehende zusitzliche Defizit betrage zunichst 13.732
DM pro Monat und sei nicht zu verantworten.

Auch Frau Schmidt- Bolzmann geht davon aus, daf die drei benannten Schulen das
Defizit erheblich steigern. Es irritiere sie, daB3 dasselbe fiir 2002 mit mindestens
200.000 DM angesetzt werde. 90.000 DM an Zuschuf3bedarf seien bereits jetzt aufge-
laufen. In der Vorlage fiir die Juni- Sitzung des Hauptausschusses sei die Verwaltung
von etwa 30.000 DM fiir das gesamte Schuljahr ausgegangen. Eine Aufnahme der
benannten Schulen in das Solidarmodell sei mit Blick auf den Haushalt unverantwort-
lich. Sie schldgt vor, den Preis fiir das SchiilerTicket ab dem 1.1.2002 an den Schulen
im Solidarmodell auf 14, 50 Euro festzulegen. Dies vermeide den vorgesehenen
krummen Betrag.

Biirgermeisterin Opladen entgegnet, dal der Aufsichtsrat der Stadtverkehrsgesell-
schaft von einer Erhohung des Ticketpreises absehen wolle. Es werde ansonsten un-
zuldssig in die bestehenden Vertrage eingegriffen.

Herr Freese stellt klar, daf} sich die von Frau Schmidt- Bolzmann benannte Diskre-
panz hinsichtlich des Defizits aus der Absenkung des Quorums von 65 Prozent auf 45
Prozent ergeben habe. Die Tabelle auf Seite 16-9 der Vorlage zeige, dafl seit dem
Ende der Sommerferien die durchschnittliche Prozentzahl der Anmeldungen an den
Schulen des Solidarmodells um fast fiinf Prozent gestiegen sei. Von einer hundertpro-
zentigen Kostendeckung konne beim SchiilerTicket generell nicht ausgegangen wer-
den. Dafiir gebe es einfach zu viele Schiiler, die in unmittelbarer Néhe ihrer Schule
wohnten. Er geht davon aus, daB3 sich die bislang erreichte Abnahmequote noch deut-
lich auf 75 bis 80 Prozent durchschnittlich steigern lasse. Er schlidgt vor, den vom
Kreis jdhrlich an die Stadt gezahlten Betrag zu Gunsten des 6ffentlichen Personen-
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nahverkehrs gezielt zur Abdeckung des Defizits einzusetzen.

Der Geschiftsfiihrer der Stadtverkehrsgesellschaft, Herr Becher, informiert dariiber,
daf der von Herrn Freese genannte Betrag fiir die Aufrechterhaltung des Zehn- Mi-
nuten- Taktes zwischen der Stadtmitte und Bensberg verwandt werde.

Herr Buchholz schlidgt vor, entsprechend dem BeschluBBvorschlag zu verfahren und
das Ende des laufenden Schuljahres erst einmal abzuwarten. Danach konne das ent-
standene Defizit auf der Basis des Status Quo festgestellt und der Hauptausschuf3 er-
neut mit der Angelegenheit befalit werden.

Biirgermeisterin Opladen weist auf die Notwendigkeit eines Beschlusses hin, da an-
sonsten jede Schule, die das Quorum von 45 Prozent erreiche, in das Solidarmodell
aufzunehmen sei.

Herr Neuheuser betont den Sparwillen auch seiner Fraktion. Allerdings miisse dies an
der richtigen Stelle geschehen. Ziffer 3 des BeschluBvorschlages bewertet er vor dem
Hintergrund des Gleichheitsgrundsatzes als problematisch, wenngleich er das Entste-
hen des hoheren Defizits bei Aufnahme neuer Schulen durchaus sehe. Aus diesem
Grund sei eine angemessene Losung zu erarbeiten, auch wenn diese unter anderem in
einer Erhohung des Ticketpreises liege. Zu den beiden Schulen am Ahornweg mochte
er wissen, weshalb die bisherige Anmeldequote so gering sei. Konne dies daran lie-
gen, daf} es die Fragebdgen zur Einfithrung des Tickets nur in Deutsch gegeben habe?
Der Auslidnderanteil sei an diesen Schulen sehr hoch.

Herr Becher geht davon aus, dall man an einer weiterfiihrenden Schule durchaus aus-
reichende Kenntnisse der deutschen Sprache bei allen Schiilern voraussetzen konne.
Im Einzelfall gebe es durchaus ausldndische Schiiler und Eltern, denen man den Fra-
gebogen miithsam erkldren miisse. Auch an anderen Schulen gebe es einen Auslin-
deranteil, ohne daf} dies zu nennenswerten Problemen fiihre.

Herr Ziffus geht davon aus, dafl andere Verkehrsbereiche durch die Stadt sehr massiv
subventioniert werden. Er verweist auf die Parkraumbewirtschaftung und den Zu-
schuB fiir die eigenbetriebdhnliche Einrichtung ,,Verkehrswesen “. Auch er sieht die
Gefahr einer Ungleichbehandlung der Schulen, die das Anmeldequorum erreicht ha-
ben. Er hélt dies auch juristisch fiir bedenklich. Gegenzurechnen seien in jedem Fall
auch die erzielten Einsparungen im motorisierten Individualverkehr durch den Erfolg
des SchiilerTickets. Die Subventionstendenz sei zudem deutlich degressiv. Dies wer-
de sich mit Sicherheit noch verstirken, wenn das Ticket kiinftig zu einem geringeren
Preis flaichendeckend eingefiihrt werde. Selbst bei den in der Néhe der Schulen woh-
nenden Schiilern steige dann die Bereitschaft, das Ticket abzunehmen.

Fiir Herrn Dr. Kassner 148t sich eine Erhohung des Defizits nur durch den Verzicht
auf andere Dinge finanzieren. Dies sei gegebenenfalls im Rahmen der Haushaltsplan-
beratungen zu entscheiden.

Fir Herrn Jung ist es notwendig, dem Aufsichtsrat der Stadtverkehrsgesellschaft
durch einen Beschlufl klare Vorgaben zu machen. Er weist darauf hin, dafl der
Beschlufl zur Anschubfinanzierung auf ein Jahr festgeschrieben war. Dieses sei aller-
dings erst im Sommer des kommenden Jahres vorbei. Mit Blick auf die Haushaltslage
miisse der BeschluB3 wie unterbreitet gefalit werden.
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Herr Waldschmidt weist darauf hin, dall die durch die Euro-Umstellung im Bereich
der Parkraumbewirtschaftung zu erwartenden Mindereinnahmen knapp die Hohe des
zusitzlichen Subventionsbedarfs fiir das SchiilerTicket ausmachten. Die SPD- Frakti-
on habe im Fachausschuf eine kostendeckende Umstellung der Parkraumbewirtschaf-
tung auf den Euro gefordert. Dies habe die CDU-Fraktion abgelehnt. Im Falle des
SchiilerTickets verhalte sie sich entgegengesetzt.

Herr Orth merkt an, da3 die dramatische Haushaltslage auch schon im Juni des Jahres
absehbar war. Die seinerzeitigen Rahmenbedingungen seien bis heute unverdndert
und insoweit die Argumente der CDU- Fraktion nicht stichhaltig. Es gebe zudem kei-
ne stddtische Subvention, die derart degressiv verlaufe wie die fiir das SchiilerTicket.

Herr Dr. Miege schldgt vor, die Entscheidung zu Ziffer 3 des BeschluBBvorschlages
auszusetzen und iiber die Angelegenheit im Rahmen der Haushaltsplanberatungen zu
befinden.

Herr Ciipper sieht in der Ziffer 3 auch eine Reaktion auf das von Bund und Land zu
verantwortende finanzielle Ausbluten der Kommunen.

Biirgermeisterin Opladen hilt eine Revidierung des Beschlusses zu Ziffer 3 dann fiir
moglich, wenn sich die finanzielle Lage der Stadt verbessere. Derzeit konne man sich
eine Erhohung des Defizits in der benannten Hohe nicht erlauben.

Sodann fa3t der Hauptausschu3 zunéchst einstimmig folgenden Beschluf:
1. Der Hauptausschufl nimmt die Vorlage zur Kenntnis.

2. Der Hauptausschull empfiehlt dem Finanzausschufl, das bei der Stadt-
verkehrsgesellschaft Bergisch Gladbach (SVB) angefallene Defizit fiir die
Unterstiitzung des SchiilerTickets im Schuljahr 2001/2002 entsprechend
dem Beschlufl des Hauptausschusses vom 26.6.2001 auszugleichen.

3. Der Preis fiir das SchiilerTicket fiir das Schuljahr 20001/2002 wird an
den Schulen des Solidarmodells ab dem 1. Januar 2002 auf 14,32 Euro
festgelegt.

Danach faflt der Hauptauschuf3 mehrheitlich mit den Stimmen der CDU und der
F.D.P.bei zahlreichen Gegenstimmen und mehreren Enthaltungen folgenden
Beschlufl:

Aufgrund der angespannten Haushaltslage werden abweichend vom Beschluf}
des Hauptausschusses vom 26.6.2001 im laufenden Schuljahr keine weiteren
Schulen in das Solidarmodell aufgenommen. Die Stadtverkehrsgesellschaft wird
gebeten, im Friihjahr 2002 erneut Vorlagen fiir das kommende Schuljahr zu
erarbeiten. Dabei sind die Zahlen je Schule zu kalkulieren.

Wohnungssituation in Bergisch Gladbach
- Jahresbericht 2000
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- Wohnungsbauprogramm 2001

und

Wohnungssituation in Bergisch Gladbach
Stellungnahme des Fachbereiches Jugend und Soziales

Biirgermeisterin Opladen informiert dariiber, da3 der Jugendhilfeausschuf3 (Jugend-
hilfe- und Sozialausschuf}) den Jahresbericht 2000 und das Wohnungsbauprogramm
2001 zur Kenntnis genommen habe. Im AusschuB} sei kritisch angemerkt worden, daf3
Landeskontingente fiir die Errichtung von Sozialwohnungen ungenutzt zuriickgege-
ben wurden. Die Verwaltung bedaure dies, jedoch bendtige man zur Errichtung von
Sozialwohnungen Grundstiicke und Investoren. Fiir das Jahr 2001 wiirden fiir die
BaumaBnahmen auf dem Geldnde der ehemaligen Hermann- Lons- Kaserne alle Kon-
tingente abgerufen. Fiir die Nutzung der Mittel aus 2002 befinde man sich in Gespra-
chen mit einem Investor, der am Bau von Sozialwohnungen interessiert sei.

Frau Wober- Servaes begriifit, da3 der Bericht auch dem Jugendhilfeausschuf3 (Ju-
gendhilfe- und Sozialausschul}) vorgelegt wurde. Er habe einen engen Zusammen-
hang mit dem durch Fachbereich 5 verdffentlichten Sozialatlas. Der Fachbereich be-
absichtige, hinsichtlich der Schaffung preiswerten Wohnraumes eine Handlungsemp-
fehlung zu formulieren. Es gehe darum, fiir Personen mit geringem Einkommen be-
zahlbare Wohnungen zu bauen.

Herr Freese lobt die hohe Qualitidt des Wohnungsberichtes. Jedes Jahr fielen Woh-
nungen aus der Sozialbindung heraus. Mangels Grundstiicken konne kein addquater
Ersatz geschaffen werden. Die wenigen Projekte, die privat verwirklicht wiirden,
deckten nicht den Bedarf. Er geht davon aus, daB3 Grundstiicke fiir den sozialen Woh-
nungsbau existieren. Er benennt als Beispiele das Areal des Landschaftsverbandes an
der Kolner Strae den Bereich Pannenberg. Es sei notwendig, alle Moglichkeiten fiir
den sozialen Wohnungsbau auszuschopfen. Hierdurch spare man bereits im Vorfeld
Sozialhilfekosten ein. Bereits seit Jahren gebe es zirka 700 Haushalte, die auf der
Suche nach preiswertem Wohnraum seien. Dieses Problem miisse endlich geldst wer-
den.

Auch Frau Ryborsch lobt die Vorlage als auBerordentlich informativ. Es miisse darauf
hingewirkt werden, daB3 kiinftig die Kontingente des Landes ausgenutzt werden. Der
Hinweis, dal} dies fiir 2001 erfiillt wurde, reiche nicht aus. Vor allem seien durch eine
sinnvolle Bevorratung stidtische Grundstiicke flir den angestrebten Zweck sicher zu
stellen. Sie mochte wissen, wie derzeit die Situation allein erzichender Frauen mit
einem oder mehreren Kindern hinsichtlich der Wohnraumversorgung sei. Zu kritisie-
ren sei auch, daBl in Bergisch Gladbach die Landesforderung fiir Modernisierungs-
und EnergiesparmaBBnahmen nicht ausreichend genutzt werde. Sie mochte wissen,
worauf dies beruhe und wie die Verwaltung hier Abhilfe schaffen konne.

Herr Buchholz entgegnet, dal3 fiir einen privaten Investor im sozialen Wohnungsbau
kein Anreiz liege. Insoweit verbleibe fiir entsprechende Zwecke fast nur noch die
Rheinisch- Bergische- Siedlungsgesellschaft iibrig. Diese habe in der Vergangenheit
durchaus Landesmittel genutzt. Bergisch Gladbach habe durch die Zugehdrigkeit zum
Ballungsraum Koln auBlergewohnlich hohe Grundstiickspreise. Es sei in den 70er und
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80er Jahren versdumt worden, eine Grundstlicksbevorratung zu betreiben. Das Haus-
haltsrecht gebiete, Grundstiicke nicht unter Wert zu verkaufen. Die Grundstiicke im
Bereich Pannenberg seien zur Wohnraumschaffung fiir kinderreiche Familien auf der
Basis eines entsprechenden Landesprogramms gedacht. Es stelle sich die Frage, ob es
dieses Programm in der Form von vor zwei Jahren noch gebe. Potentielle Interessen-
ten fiir die Forderung von Modernisierungs- und Energiesparmalnahmen seien durch
das Land zu informieren. Dies sei nicht Aufgabe der Stadt.

Stadtkdmmerer Kotulla erginzt, dal die Verwaltung den Interessenten die Forderung
der genannten Mallnahmen durch das Land nur nahe bringen konne. Die Entschei-
dung, sie in Anspruch zunehmen, liege bei den Bauherren. Der Gesetzgeber habe es
in der Vergangenheit durch seine Tétigkeit Bauwilligen nicht gerade leicht gemacht.
Fiir 2001 seien nicht nur alle Kontingente abgerufen worden, sondern die Verwaltung
habe sogar zusitzliche beantragt und erhalten. 2002 gehe die Bautitigkeit im Bereich
der ehemalige Hermann- Lons- Kaserne weiter, so dafl auch hier die Kontingente
wieder voll ausgenutzt wiirden. Zudem verhandle die Verwaltung derzeit mit einem
privaten Investor, der sozialen Wohnungsbau beabsichtige. Im Bereich Pannenberg
sei ebenfalls eine Fliache fiir diesen Zweck reserviert. Insgesamt sei zu hoffen, daf} in
den néchsten Jahren die vom Land bereitgestellten Forderungskontingente voll aus-
genutzt werden kdnnen.

Im iibrigen nimmt der Hauptausschuf3 die Vorlagen zur Kenntnis.
Biirgermeisterin Opladen unterbricht die Sitzung fiir fiinf Minuten.
Rahmenplanung Bensberg

- Sachstandsbericht / Bestandsanalyse

- Leitbild
- Handlungsriume

Herr Freese hilt es fiir unklug, in Bensberg keine weitere Verdichtung zuzulassen.
Daher wolle die SPD- Fraktion Punkt 2 des Beschluvorschlages lediglich zur Kennt-
nis nehmen. Hiermit miisse sich der Planungsausschul3 ndher befassen. Er ist
verwundert dariiber, dall in Bensberg bereits die Schaffung von lediglich 2500 Quad-
ratmetern zusétzlicher Flache fiir Einzelhandel ein Problem darstellt. In der Stadtmitte
werde mit ganz anderen Grofenordnungen gearbeitet. Aus diesem Grund wolle seine
Fraktion auch Punkt 3 des BeschluBvorschlages nur zur Kenntnis nehmen.

Herr Ziffus mochte wissen, wie die Verwaltung mit den in der studentischen Arbeit
entwickelten Leitbildern weiter umgehen wolle. Im iibrigen stimme die Fraktion
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN der Vorlage zu, wenngleich deren Aussagen zum Teil
nicht weitgehend genug seien.

Herr Buchholz bekundet fiir die CDU- Fraktion ebenfalls Zustimmung. Die ndhere
Ausgestaltung bleibe dem Fachausschuf} {iberlassen. In bestimmten Bereichen solle
eine Verdichtung der Bebauung mdoglich sein. Aufmerksamkeit erforderten auch die
Bereiche Einzelhandels- und Gewerbeflichen. Gewerbliche Nutzung solle ohne Be-
eintrdchtigung von Wohnbebauung stattfinden. Denkbar sei eine Konzentration von

Betrieben mit Zukunftstechnologien im Bereich Bockenberg und entlang der Auto-
bahn.
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Stadtbaurat Schmickler betont, daB fiir Bensberg die Ansiedlung weiterer Einzelhan-
delsflichen genau zu untersuchen sei. Es gebe mehrere Mdglichkeiten. Insoweit habe
er keine Bedenken, einen Beschlu zu Punkt 3 zu fassen. Die Verwaltung habe
durchaus keine Entscheidung gegen eine Verdichtung in Bensberg unterbreitet. Aller-
dings sei der Bereich als Wohnstandort inzwischen so begehrt, da3 die Grundstiicks-
preise einerseits und der Wunsch nach duflerster Grundstiicksausnutzung andererseits
die bisherigen Qualititen gefdhrdeten. Hiermit miisse man sich planerisch auseinan-
der setzen. Die Verwaltung habe dargelegt, in welchen Bereichen tendenziell eine
Verdichtung der Wohnbebauung moglich sei und wo dies eher eine Gefahr darstelle.
Die Rahmenplanung sei eine solide Grundlage fiir das weitere Arbeiten.

Herr Dehler weist darauf hin, da3 Moitzfeld teilweise von der Rahmenplanung mit
erfaBt werde. Es sei wiinschenswert, den Stadtteil komplett einzubeziehen. Gegen
eine Ausdehnung der Wohnbebauung und die Entwicklung des Gewerbebereiches
habe er keine Bedenken. Allerdings sei die Infrastruktur insgesamt anzupassen. Auf
der anderen Seite miifiten die naturnahen Ridume in diesem Bereich geschiitzt und
entwickelt werden.

Sodann falt der Hauptausschu3 zunéchst einstimmig folgenden Beschluf:

Die Rahmenplanung Bensberg wird von der Autobahn A 4 im Siiden, der Grube
Weifl und der Birkerhohe im Osten, dem Bahndamm der alten Giitertrasse im
Westen und dem die Stadtteile Bergisch Gladbach und Bensberg trennenden
Griinflichenzug im Norden begrenzt.

Danach faflt der Hauptausschu3 einstimmig bei Stimmenthaltung der SPD-Fraktion
folgende Beschliisse:

1. Das in der Anlage 6 der Vorlage dargestellte Leitbild dient als Orientie-
rungshilfe fiir die stidtebauliche Entwicklung von Bensberg. Es ist ent-
scheidungsleitend fiir nachfolgende Planungskonzepte und Mafinahmen.

2. Im nichsten Schritt der Rahmenplanung Bensberg soll eine Vertiefung
der Planungskonzepte entsprechend der in der Anlage 7 dargestellten
Handlungsriume erfolgen.

Zweite Anderung des Gebietsentwicklungsplanes fiir den Regierungsbezirk
Koln;
Beschlufl einer Stellungnahme

Herr Ziffus ist mit den Aussagen der Vorlage einverstanden. Keine Zustimmung finde
bei ihm die Feststellung, als handele sich um eine abschlieBende Stellungnahme. Er
weist darauf hin, da3 der BUND vor dem Europidischen Gerichtshof geklagt habe und
am 11.9.2001 ein Urteil ergangen sei. Entsprechend der vom BUND vertretenen Posi-
tion miisse es eine zweite Tranche geben, innerhalb deren nachgemeldet werde. Inso-
weit sei das Verfahren nicht abgeschlossen.
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10.

11.

Sodann falt der Hauptausschuf3 einstimmig folgenden Beschluf:

1. Der erweiterten Darstellung eines Bereiches fiir den Schutz der Natur
( BSN Konigsforst ) wird zugestimmt.

2. Die Biirgermeisterin wird beauftragt, den Beschluf3 der Bezirksregierung
zu berichten.

Pflege der stidtepartnerschaftlichen Beziehungen

Biirgermeisterin Opladen bedankt sich bei der fiir die Pflege der Stidtepartnerschaf-
ten zustdndigen Mitarbeiterin, die mit geringen finanziellen Mitteln und einem aul3er-
ordentlich hohen persdnlichen Einsatz in diesem Bereich in 2001 viel bewegt habe.

Herr Dr. Kassner merkt mit Blick auf den BeschluBBvorschlag zu Tagesordnungspunkt
11 des offentlichen Teiles an, dal vom Hauptausschuf3 eine BeschluBempfehlung im
finanziellen Bereich erwartet werde. Er beantragt, im BeschluBvorschlag zu diesem
Tagesordnungspunkt das Wort ,, gebilligt ““ durch die Worte ,,zur Kenntnis genom-
men* zu ersetzen.

Herr Freese weist darauf hin, daB3 die Mitarbeiterin 2001 den vorgegebenen Budget-
Rahmen eingehalten habe (einschlieBlich der vom Kimmerer verfiigten 20-
prozentigen Kiirzung). Sei beabsichtigt, unter Punkt 11 den dort vorgeschlagenen
finanziellen Rahmen nochmals zu unterschreiten, miilten die Stddtepartnerschaften
insgesamt auf den Priifstand.

Frau Ryborsch ist der Auffassung, dafl der im BeschluBvorschlag zu Punkt 11 darge-
stellte finanzielle Rahmen nicht unterschritten werden darf.

Sodann falt der Hauptausschuf3 einstimmig folgenden Beschluf:
Die fiir das Jahr 2002 vorgesehenen stidtepartnerschaftlichen Aktivititen wer-

den zur Kenntnis genommen.

Ermichticung, bereits vor der Verabschiedung des Haushaltsplanes 2002 fiir
stidtepartnerschaftliche Aktivititen Verpflichtungen zu Lasten des Haushalts-
planes 2002 einzugehen

Herr Dr. Kassner beantragt, das vorgesehene Ausgabenvolumen von 5000 Euro auf
4000 Euro zu beschrianken. Er betont, da3 damit nicht automatisch eine Kiirzung des
Gesamtbetrages fiir die Stddtepartnerschaften beabsichtigt sei. Er regt an zu priifen,
ob ggf. auf eine Veranstaltung mit der Partnerstadt Pszczyna im Rahmen des
FORUMS OST WEST verzichtet werden konne, da es sich bei diesem um eine Kreis-
aktivitét handele.

Herr Dr. Miege hilt es fiir absurd, unter die beantragten 5000 Euro zu gehen.

Herr Buchholz betont, daB3 die Stiddtepartnerschaften nicht zur Disposition stiinden. Es
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12.

gehe nur darum, die Hohe des Vorgriffs mit Blick auf die nicht bekannten Daten des
Haushaltsplanentwurfs 2002 zu beschréanken.

Sodann fafit der Hauptausschufl mehrheitlich mit den Stimmen der CDU bei Stimm-
enthaltung der FDP folgenden Beschlufl:

Die Biirgermeisterin wird erméchtigt, bereits vor der Verabschiedung des Haus-

haltsplanes 2002 die folgenden stidtepartnerschaftlichen Aktivititen mit einem

Ausgabenvolumen von rund 4000 Euro in die Wege zu leiten und die hierfiir

notwendigen Verpflichtungen einzugehen sowie die Absprachen mit den Part-

nerstidten zu treffen:

- Teilnahme einer Musikkapelle aus Velsen am Karnevalszug

- Teilnahme von Jugendlichen an einem Franzosisch- Sprachkursus in
Bourgoin- Jallieu

- Beitrag aus der Partnerstadt Pszczyna am FORUM OST WEST

- Zuschuflgewihrung an Schulvereine und Verbénde fiir stidtepartner-
schaftliche Begegnungen, die bis zur Rechtskraft der Haushaltssatzung
anstehen werden.

Entschidigungen fiir die Rats- und Ausschuflmitglieder

Biirgermeisterin Opladen weist auf die Vorberatung im Altestenrat hin. Die Verwal-
tung habe in dessen Sitzung am 19.11.2001 Einsparungsmoglichkeiten aufgezeigt. Da
man sich dort nicht einigen konnte, seien die Beratungen in den Fraktionen fortge-
fiihrt worden. Der Punkt sei vorsorglich in die Tagesordnung der heutigen Sitzung
aufgenommen worden, um Einsparvorschldge ggf. rechtzeitig im Haushaltsplan fiir
2002 einbringen zu konnen. Voraussetzung sei eine vom Rat zu beschlieBende Ande-
rung der Hauptsatzung. Inzwischen liege ein Antrag der CDU- Fraktion zum Thema
VOor.

Herr Buchholz tragt den Inhalt des Antrages vor. Er weist auf die dramatische finan-
zielle Situation der stidtischen Finanzen hin. Um die Dinge in den Griff zu bekom-
men, sei es notwendig, alle Ausgaben auf den Priifstand zu stellen. Der Rat miisse mit
einem positiven Beispiel vorangehen und schon an sich selbst gegeniiber der Biirger-
schaft den Sparwillen dokumentieren. Er beantragt, durch eine Anderung der
Hauptsatzung die Anzahl der vergiiteten Fraktionssitzungen fiir Ratsmitglieder auf 80
und fiir sachkundige Biirger auf 40 zu limitieren. Er geht davon aus, dafl mit diesem
Beschlufl weder die Fraktionen ernsthaft getroffen noch die Arbeit des Rates behin-
dert werde. Die im Gesetz vorgesehenen Zahlungen hinsichtlich eines Verdienstaus-
falls und der Fahrkosten seien ohnehin uneingeschriankt weiter zu zahlen.

Herr Freese betont den Sparwillen auch der SPD- Fraktion. Dies bediirfe jedoch kei-
ner Anderung der Hauptsatzung. Man werde diesem Antrag der CDU-Fraktion nicht
zustimmen. Es sei nicht abzusehen, inwieweit der politischen Raum das Handeln der
Verwaltung im kommenden Jahr begleiten miisse. Er weist darauf hin, dafl das Land
eine 8-prozentige Erhdhung der Aufwandsentschddigungen beschlossen habe. Die
Biirgermeisterin habe erklért, diese Erhohung kostenneutral im Haushaltsplan unter-
zubringen, das hei3t unter der vorgesehenen Haushaltsstelle den gleichen Betrag wie
2001 auszuweisen. Dieser Vorgabe wolle sich die SPD- Fraktion stellen, jedoch ohne
die Satzungsidnderung, die ohnehin nur die kleinen Fraktionen treffe. Er geht davon
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aus, daB} ein Appell an alle Fraktionen, zu sparen, ausreiche. Die beantragte Limitie-
rung sei ein Schlag gegen die Demokratie. Gerade die kleinen Fraktionen seien auf
die verstarkte Mitarbeit von sachkundigen Biirgern angewiesen.

Herr Neuheuser schlieit sich dem Antrag von Herrn Buchholz an. Da3 die Einspa-
rungen viele Personen seiner Fraktion trdfen, werde hingenommen. Bereits jetzt tag-
ten bei der KIDitiative viele Arbeitskreise, ohne daf3 hierfiir Geld gezahlt werde. Er
weist darauf hin, dal} ehrenamtliche Arbeit in anderen Bereichen finanziell erheblich
weniger honoriert werde als im Bereich der kommunalen Selbstverwaltung. Er geht
davon aus, daB3 weitere Kiirzungen sinnvoll und notwendig seien. Als Beispiel be-
nennt er die Aufwendungen fiir die Fraktionen.

Auch Frau Ryborsch betont den Willen zu sparen. Sie bittet darum, die Problematik
der Entschidigungen in die Haushaltsplanberatungen fiir 2002 zu vertagen. Der Vor-
schlag der CDU- Fraktion bringe nicht einmal 15.000 DM pro Jahr. Es sei sinnvoller,
die vom Land beschlossene 8-prozentige Erhohung als SparmaBnahme einzusetzen.
Sie appelliert, eine einvernehmliche Losung herbeizufiihren.

Frau Schmidt- Bolzmann betont, dass die F.D.P-Fraktion nicht anndhernd auf die von
Herrn Buchholz benannten Sitzungszahlen komme. Daher habe sie gegen einen ent-
sprechenden Beschluf3 keine Bedenken. Die Arbeit ihrer Fraktion sei jedenfalls nicht
gefdhrdet. Zusitzlich sollten allerdings weitere Einsparmdglichkeiten erwogen wer-
den. Hierzu gehdrten die von Herrn Neuhduser benannten Aufwendungen fiir die
Fraktionen, die sehr groBziigig bemessen seien.

Herr Ziffus weist darauf hin, daB in der Fraktion von BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN
wegen der Behandlung von Umwelterheblichkeitspriifungen im Planungsausschuf die
Umweltfachleute der Fraktion auch an den vorbereitenden Sitzungen zu diesem Gre-
mium teilnehmen miiBten. Dies bedinge automatisch eine Uberschreitung der 40 Sit-
zungen fiir sachkundige Biirger. Diese qualifizierte Arbeit miisse auch kiinftig sicher-
gestellt werden. Es sei moglich, pro Sitzung zu sparen, indem man weniger abrechne.
Die Einsparpotentiale 1dgen weniger bei den sachkundigen Biirgern und mehr bei den
Ratsmitgliedern. Man konne zum Beispiel weniger Fahrkosten abrechnen, indem le-
diglich die Kosten fiir die Nutzung des offentlichen Personennahverkehrs in Ansatz
gebracht werden. Wenn alle einen solchen Appell ernst ndhmen, lasse sich mindes-
tens die gleiche Summe einsparen wie durch den Vorschlag von Herrn Buchholz.

Herr Dr. Kassner entgegnet, da3 es der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN auch
kiinftig unbenommen sei, sachkundige Biirger an so vielen Sitzungen wie es als not-
wendig erachtet werde teilnehmen zu lassen. Nur wiirden lediglich 40 pro Kopf ver-
giitet. Keine Bedenken habe er dagegen, im Rahmen der Haushaltsplanberatungen
auch die Aufwendungen fiir die Fraktionen auf den Priifstand zustellen. Die beiden
groB3en Fraktionen seien durch die Neuregelung nicht unbedingt im Vorteil, da sie in
jeder AusschuB3sitzung auch mit mehr Personen représentiert seien.

Auf Nachfrage von Frau Schmidt- Bolzmann stellt Verwaltungsmitarbeiterin Miiller
klar, daB3 die Gemeindeordnung lediglich eine Limitierung der von den Fraktionen
anberaumten Sitzungen zulasse.

Sodann fafit der Hauptausschufl mehrheitlich mit den Stimmen von CDU (ohne Biir-
germeisterin Opladen) und FDP folgenden Beschlufl:
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13.

14

Die Anzahl der Teilnahmen an von den Fraktionen anberaumten Sitzungen ein-
schlieBBlich der Arbeitskreise, fiir die Sitzungsgeld gezahlt wird, wird fiir Rats-
mitglieder auf 80 im Kalenderjahr beschrinkt.

Die Anzahl der Teilnahmen an von den Fraktionen anberaumten Sitzungen ein-
schlieBBlich der Arbeitskreise, fiir die Sitzungsgeld gezahlt wird, wird fiir sach-
kundige Biirger auf 40 im Kalenderjahr beschrinkt.

Berufung der Mitglieder des Beirates fiir die Belange von Menschen mit Behin-
derungen durch den Rat der Stadt Bergisch Gladbach

Biirgermeisterin Opladen informiert dariiber, daf} als Vertreterin des Seniorenbeirates
im Beirat fiir die Belange von Menschen mit Behinderungen nicht Frau Gudrun
Koster, sondern Frau Gertrud Coester vorgeschlagen werde.

Sodann unterbreitet der HauptausschuB3 dem Rat einstimmig folgende Beschluss-
empfehlung:

Gemif} § 3 der Satzung des Beirats fiir die Belange von Menschen mit Behinde-
rungen und der Gemeindeordnung von Nordrhein-Westfalen wihlt der Rat der
Stadt Bergisch Gladbach auf Vorschlag der AG Behindertenhilfe die in der mo-
difizierten Anlage 1 zur Drucksache 750/ 2001 benannten Personen.

Anderung der Satzung fiir den Seniorenbeirat

Herr Freese kritisiert die beabsichtigte Abkehr vom Prinzip der Urwahl. Wer sich im
Seniorenbeirat engagieren wolle, konne dies kiinftig nur noch {iber die Stadtteilarbeit.

Fiir Frau Ryborsch ist die Urwahl die einzige demokratische Legitimation fiir den
Seniorenbeirat. Eine anderweitige Auswahl der Kandidaten und deren anschlieBende
Entsendung in das Gremium seien wenig sinnvoll.

Fiir Frau Wober- Servaes ist der Vorschlag der Verwaltung verniinftig. Es gebe der-
zeit vier funktionierende Arbeitsgemeinschaften ,, Altenarbeit “, die hervorragend mit
den Verbianden und anderen Institutionen zusammen arbeiteten. Es sei sinnvoll, stadt-
teilbezogene Arbeit zunichst in einem kleineren Gremium zu leisten. Aus Sicht der
CDU- Fraktion bestehe keine Veranlassung dazu, am fritheren Beschluf3 hinsichtlich
der Urwabhl fest zu halten.

Fiir Herrn Neuheuser wird der Seniorenbeirat durch die nunmehr vorgesehene Rege-
lung mehr zu einer ,,Arbeitsgemeinschaft der Trager der Altenhilfe* und weniger zu
einem Gremium, das die Belange der Senioren adéquat vertrete. Auch er spricht sich
fiir die Urwabhl aus.

Fiir Frau Schmidt- Bolzmann ist die Urwahl nicht geeignet, einen tatséchlich repra-

sentativ zusammengesetzten Seniorenbeirat zu bewirken. Eine geringfiigige Wahlbe-
teiligung sei voraussehbar, zumal die potentiellen Kandidaten in der Regel nur wenig
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17.1

bekannt seien. Auch sie hélt den Vorschlag der Verwaltung fiir verniinftig.

Frau Wober- Servaes ergénzt, dal durch das vorgesehene Verfahren eine echte Di-
versifikation gewéhrleistet werde.

Herr Ziffus geht davon aus, dall die Gruppe der Senioren stetig wachse und sich auf-
grund dessen eine immer groflere Anzahl von Personen fiir deren Belange engagieren
werde.

Sodann unterbreitet der HauptausschuB3 dem Rat mehrheitlich gegen die Stimmen
von SPD und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN folgende Beschluempfehlung:

Die Satzung fiir den Seniorenbeirat der Stadt Bergisch Gladbach wird in der
vorliegenden Fassung beschlossen.

Handlungsrahmen fiir finanzielle Angelegenheiten des Auslinderbeirates

Frau Wober-Servaes begriilt die vorgesehene Verabschiedung des Handlungsrah-
mens.

Frau Ryborsch bedauert, da3 Frau Ono-Feller den Vorsitz des Auslédnderbeirates und
ihr Mandat zum Jahresende niederlegt.

Sodann unterbreitet der Hauptausschu3 dem Finanz und Liegenschaftsausschull sowie
dem Rat einstimmig folgende Beschlufiempfehlung:

Der Handlungsrahmen fiir finanzielle Angelegenheiten des Auslinderbeirates
wird in der vorgelegten Form beschlossen.

Bericht aus der Sitzung des Auslinderbeirates

Der Bericht wird zur Kenntnis genommen.

Antrige der Fraktionen

Bewerbung um das Giitesiegel fiir umweltgerechtes Reisen von der Firma Via-
bono GmbH;
Antrag der KIDitiative vom 22.10.2001

Herr Neuheuser ist mit den Ausfithrungen der Vorlage einverstanden, hédlt eine Ab-
lehnung des Antrages jedoch nicht fiir sinnvoll. Vielmehr solle die Angelegenheit
entsprechend dem Vorschlag der Verwaltung an die Region ,,Naturpark Bergisches
Land* herangetragen werden. Er modifiziert den Antrag seiner Fraktion entspre-
chend.

Biirgermeisterin Opladen ist damit einverstanden, die Angelegenheit dem Landrat
vorzutragen.
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Es besteht Einvernehmen, da3 so verfahren wird und der Antrag damit erledigt ist.

Anfragen der Ausschussmitglieder

1.

Anfrage zum Mediterrana

Herr Freese erldutert, da3 der Sauna-Bereich des Mediterana erst kiirzlich er-
weitert wurde. Nunmehr trage sich die Betreibergesellschaft mit dem Gedan-
ken, einen zusitzlichen Hotelneubau zu errichten. Er weist auf die bestehen-
den vertraglichen Regelungen hin, nach denen die Stadt fiir das Bad jéhrlich
einen Betrag in siebenstelliger Hohe entrichte. Gleichzeitig sei festgelegt, dafl
die MaBlnahme nach flinfzehn Jahren auslaufe und das Objekt dann an die
Stadt falle. Er fragt an, ob sich durch den geplanten Hotelneubau die Ge-
schéftsgrundlage éndere.

Anfrage zur Laurentiusstral3e

Herr Waldschmidt weist auf die gednderte Verkehrsfithrung in einem Teil der
Laurentiusstr. hin. Im Bereich der Tiefgaragenein- und -ausfahrt des Notaria-
tes Fortmann seien fahrbahneinengende Elemente aufgestellt worden. Diese
erweckten den Eindruck eines Provisoriums und wiirden offenbar dort nicht
lange in dieser Form bestehen bleiben. Er mochte wissen, was an dieser Stelle
geplant sei, um den derzeitigen hdsslichen Eindruck zu beseitigen.

Anfrage zu den Flachen des Landschaftsverbandes im Bereich der Stadtbahn-
haltestelle Kolner Straf3e

Unter Bezugnahme auf den Wohnungsbericht 2000 weist Herr Orth auf die
Flachen des Landschaftsverbandes im Bereich der Stadtbahnhaltestelle Kolner
Strale hin. Er mochte wissen, ob der Landschaftsverband die Flachen der

Stadt zum Kauf angeboten habe und wenn ja, warum diese nicht zugegriffen
habe.

Anfragen zu einer Minibuslinie und zu den stadtischen Dienstwagen

Herr Ziffus stellt folgende Anfragen:

- Es sei die Einrichtung einer Minibuslinie vom Stadtzentrum in den Be-
reich Hebborner Feld geplant. Er fragt an, ob diese Linie gegebenenfalls
bis in den Bereich Quirlsberg verlingert werden konne, um den dort le-
benden Senioren die Moglichkeit zu erdffnen, mit dem 6ffentlichen Perso-
nennahverkehr sicher und preiswert in die Innenstadt zu gelangen.

- Die Stadt habe vor nicht allzu langer Zeit einen neuen Dienstwagen er-
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worben. Er fragt an, ob in diesem Zusammenhang auch die alternative
Nutzung von ,,StadtTeilAuto* gepriift wurde.

Alle Anfragen werden schriftlich beantwortet.

Biirgermeisterin Opladen schlieft die 6ffentliche Sitzung.

20



	Pflege der städtepartnerschaftlichen Beziehungen 
	Entschädigungen für Rats- und Ausschußmitglieder 
	Änderung der Satzung für den Seniorenbeirat 
	Anträge der Fraktionen 
	Beschluß einer Stellungnahme 
	Entschädigungen für die Rats- und Ausschußmitglieder 

